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Vorbemerkung

Um den 24. Juli 2003 waren die 

Salomonen einen Augenblick lang 

für die internationalen Medien von 

Interesse. Eine von Australien ge-

führte internationale Eingreiftruppe 

von etwa 2.000 Mann war auf den 

von Chaos und Gewalt erschütterten 

pazifischen Inseln mit dem Auftrag 

gelandet, das Land  zu befrieden. Mit 

beteiligt waren Einheiten aus Fidschi, 

Vanuatu, Tonga, Papua Neuguinea und 

Neuseeland. Der Einsatz gilt als die 

größte Militäroperation im Südpazifik 

seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs. 

Die Intervention kennzeichnet einen 

Paradigmen-Wandel im Umgang mit 

Konflikten innerhalb der australischen 

Pazifik-Politik.

Die Salomoneninseln, mit einer 

Bevölkerung von etwa einer halben 

Million Menschen und seit 30 Jahren 

unabhängig, sind seit Jahren Schau-

platz von schweren innerstaatlichen 

Konflikten zwischen verschiedenen 

bewaffneten Milizen mit bislang ins-

gesamt circa 200 Toten.1

Das Parlament der Salomonen hatte 

um den Einsatz der ausländischen 

Truppen gebeten, nachdem lokale 

bewaffnete Gruppen den größten Teil 

der Hauptinsel Guadalcanal unter 

ihre Herrschaft gebracht hatten. Trotz 

eines im Jahr 2000 geschlossenen Frie-

densabkommens waren Erpressungen, 

Überfälle und Erschießungen bis dahin 

an der Tagesordnung geblieben.

Über die Hintergründe des Verlaufes 

der Intervention und die Chancen, das 

angestrebte Befriedungsziel zu errei-

chen, war und ist seitdem hierzulande 

nicht viel zu hören und zu lesen gewe-

sen. Hier soll ansatzweise der Versuch 

gemacht werden, das nachzutragen.

Die Entwicklung des innerstaatli-

chen Konfl ikts

Im  Mittelpunkt der   Auseinanderset-

zungen standen Spannungen zwischen 

den Bewohnern von Guadalcanal und 

Malaita, zwei Nachbarinseln. Schon 

im frühen 20. Jahrhundert brachten 

die Briten, damals Kolonialmacht, 

Malaitaner als Plantagenarbeiter nach 

Guadalcanal. Diese wurden zugleich 

als politische Elite aufgebaut, um 

das Land nach der Unabhängigkeit 

zu regieren. Malaitaner stellen in 

Honiara - der Hauptstadt des Landes 

- die Mehrheit der Geschäftsleute, Po-

lizisten und Angestellten des öffentli-

chen Dienstes. Honiara ist bis heute 

Anziehungspunkt für die ländliche 

Bevölkerung geblieben. Von Malai-

ta sind inzwischen mehr als 60.000 

Menschen zugewandert.

Der enorme Zustrom von den anderen 
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Inseln und das hohe Bevölkerungs-

wachstum führten insbesondere auf 

Guadalcanal zu Landkonflikten. Da 

Land nicht nur ökonomische (etwa 

für die Subsistenzwirtschaft), sondern 

auch soziale, kulturelle und spirituelle 

Bedeutung hat, sind gerade Konflikte 

um Land äußert brisant und eskalati-

onsträchtig. Durch das der Regierung 

1997 von der Weltbank und vom In-

ternationalen Währungsfond auferleg-

te Strukturanpassungsprogramm, das 

im Wesentlichen aus Sparmaßnahmen 

bestand, sah sich Regierungschef BAR-

THOLOMEW ULUFA’ALU gezwungen, im 

öffentlichen Dienst Stellen abzubauen 

und Gehaltszahlungen einzufrieren. 

Die Konkurrenz um die knappen 

Arbeitsplätze verschärfte sich dra-

stisch und die Entlassenen waren ge-

zwungen, in die Subsistenzwirtschaft 

zurückzukehren, was wiederum die 

Landprobleme zuspitzte. Hinzu kam, 

dass aufgrund der Finanzkrise in Asi-

en, die Holzwirtschaft zum Erliegen 

kam, was weitere Entlassungen nach 

sich zog.

Die einheimische Bevölkerung Gua-

dalcanals fühlte sich besonders hart 

getroffen, weil sich die Malaitaner 

aufgrund ihrer Geschäftsbeziehungen 

und ihrer privilegierten Positionen in 

Staat und Verwaltung vergleichsweise 

gut zu schützen wußten. Angebliche 

oder tatsächliche Gewalttaten von 

Malaitanern gegen die Bevölkerung 

Guadalcanals verstärkten die Ressen-

timents. Aufgebracht durch die zuneh-

mende Landknappheit und getragen 

durch Neid- und Ohnmachtsgefühle 

überfielen Guadalcanaler schließlich 

- anfangs vor allem in der Nähe von 

Honiara - Malaitaner. Die zum Schutz 

der Malaitaner eingesetzte Polizei, die 

ja wiederum überwiegend aus Malai-

tanern bestand, reagierte äußerst hart 

und trug damit zur Eskalation noch 

bei.2

Die Ausweitung zum Bürgerkrieg

Die Unruhen eskalierten in einem 

bewaffneten Konflikt, als 1998 das 

Isatubu Freedom Movement (IFM) 

damit begann, Malaitaner von der In-

sel Guadalcanal zu vertreiben. 20.000 

Menschen verließen ihre Wohnorte, 

um sich auf anderen Inseln niederzu-

lassen oder rund um Honiara anzusie-

deln, das zunehmend eine ethnische 

Enklave von Malaitanern wurde. 

HAROLD KEKE, einer der Anführer des 

IFM, tötete und verletzte Dutzende 

Zivilisten während der Vertreibungen 

- alles angeblich im Interesse der 

einheimischen Bevölkerung, die er in 

der Isatubu Freiheitsbewegung reprä-

sentiert sah. Die Malaitaner rund um 

Honiara reagierten mit der Gründung 

der Malaitan Eagle Force (MEF). Die 

sich bekriegenden Banden nutzen die 

ethnischen Unterschiede, um die je-

weils anderen zum Sündenbock zu 

machen und Teile der Bevölkerung 

auf ihre Seite zu ziehen. Im Jahre 2000 

hatten die Auseinandersetzungen ih-

ren ersten Höhepunkt erreicht, als die 

MEF zusammen mit Teilen der Poli-

zei durch einen Putsch die Regierung 

ULUFA’ALU‘s zu Fall brachte.

2000 und 2001 wurden Friedensver-

einbarungen von den rivalisierenden 

militärischen Gruppen unterzeichnet. 

Dennoch dauerten die Kämpfe an und 

es gelang nicht, das staatliche Gewalt-

monopol zu re-etablieren.

Aus dem IFM spaltete sich unter Füh-

rung von HAROLD KEKE die Guadalca-

nal Liberation Force (GLF) ab, welche 

sich die Unabhängigkeit Guadalcanals 

von den Salomonen auf die Fahnen ge-

schrieben hatte, doch in Wirklichkeit 

rasch zu einer dramatischen Bedro-

hung für just die Bevölkerung wurde, 

die sie in die Unabhängigkeit zu füh-

ren beanspruchte. Brandschatzend, 

vergewaltigend, tötend, plündernd 

und entführend degenerierten die GLF 

zu nichts anderem als zu einer Bande 

von kriminellen Übeltätern. Zumeist 

handelte es sich um Analphabeten, die 

- um sich persönlich zu bereichern - 

gegen den Staat und gegen Einzelper-

sonen gleichermaßen vorgingen und 

sich mit Mitteln der Einschüchterung 

bemühten, den Status Quo - also ihre 

Vormachtstellung in ihrem Einflußge-

biet Weathercost-Region -  aufrecht zu 

erhalten.

Um die MEF stand es alsbald kaum 

anders: Obwohl sie sich offiziell auf-

löste, ist sie damals in Wirklichkeit 

bloß in kleinere Banden zerfallen, 

die Honiara in Kollaboration mit der 

Polizei fortan verunsicherten. Der Bür-

gerkrieg zerbrach also zunehmend in 

Konflikte zwischen mehreren bewaff-

neten Gruppen. Alle Gruppierungen 

waren und blieben bis zum Tag der 

Intervention schwer bewaffnet.3

Die Salomonen - „failing state“?

Die Salomonen gehören laut UN zu 

den „am wenigsten entwickelten Staa-

ten“. Durch die nicht enden wollenden 

Konflikte und Unruhen, durch Bank-

rott des Staates und grassierende Kor-

ruption sind die staatlichen Funktionen 

weitestgehend zusammengebrochen. 

Die Ausbeutung der Waldressourcen 

kommt vor allem einer kleinen Elite 

zugute, während die Mehrzahl der 

Bevölkerung, insbesondere junge 

Menschen, ohne Arbeit und Aussicht 

auf Beschäftigung ist.4  Die ungleiche 

Verteilung der Gewinne aus den natür-

lichen Ressourcen wird als ungerecht 

wahrgenommen und macht es leicht, 

insbesondere die junge Generation für 

gewaltsame  bzw. kriminelle Konflikte 

zu mobilisieren.5

Der derzeitige Regierungschef Sir AL-

LAN KEMAKEZA gehört ebenfalls zu den 

Übeltätern: KEMAKEZA gilt als korrupt, 

Benjamin D. and his grandson
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erpressbar und als ein Betrüger. Seine 

Regierung setzt sich überwiegend 

aus Personen zusammen, die am 

MEF-Putsch im Jahre 2000 beteiligt 

waren. KEMAKEZA hat seinen früheren 

Waffenbrüdern Entschädigungszah-

lungen für Zerstörungen während des 

Bürgerkriegs in so erheblichem Um-

fang zugestanden, das alles Geld für 

Bildung, Gesundheitswesen und die 

Bezahlung von Gehältern im öffentli-

chen Dienst inzwischen längst aufge-

braucht ist. Was noch blieb, wurde von 

seinen Beratern veruntreut. Um seine 

Interessen durchsetzen zu können, hat 

KEMAKEZA sich erneut mit ehemaligen 

MEF-Kombatanten verbündet. Die im 

Townsville Peace Agreement (TPA) 

geforderte Entwaffung wurde von 

KEMAKEZA unterlaufen, der die frühe-

ren MEF-Leute anwies, ihre Waffen 

nicht abzugeben.

Die Polizei ist paramilitärisch orga-

nisiert und gilt als korrupt. Sie wird 

des Rechtsmißbrauchs verdächtigt. 

Über ein Viertel der etwa 2.000 

Hilfspolizisten standen unrechtmäßig 

auf der Gehaltsliste; viele von ihnen 

sind ehemalige Milizionäre, die 

überwiegend aus der MEF stammen 

und die an strafbaren Handlungen 

beteiligt waren: „....security forces 

are often more part of the problem 

than the solution.“6 Die mißlungene 

Entwaffnung der konkurrierenden 

Kombatanten führte dazu, dass diese 

die Bevölkerung  (auch ihrer eigenen 

Gebiete) weiterhin terrorisierten. Es 

brach sich Gewalt von unten Bahn, 

während gleichzeitig Staatsdiener 

als „Special Constables“ das legitime 

Gewaltmonopol verletzten: „alles ist 

gleichzeitig Ursache und Folge“ und 

damit Ausruck des Staatsverfalls.7

Wirtschaft und staatliche Dienstlei-

stungen kamen völlig zum Erliegen. 

Eine Lösung des fundamentalen 

Problemkomplexes innerstaatliche 

Migration und Landkonflikte wurde 

nicht einmal ernsthaft thematisiert. 

Die Reorganisation des Staatsaufbaus 

- größere Autonomie für die einzelnen 

Landesteile -, wie im TPA-Abkommen 

gefordert, blieb lediglich eine papie-

rene Forderung. Die Unfähigkeit des 

Staates, die Grunddienste (Schulen, 

Gesundheit, etc.) zur Verfügung zu 

stellen und eine weitgehende Priva-

tisierung von Gewalt machten die 

Salomonen zu einem „failing state“, 

zu einem zerbrechenden Staat.8

Zeitpunkt der austral. Intervention

Als die Regierung der Salomonen vor 

zwei Jahren um Hilfe bat, hat Austra-

lien diese Bitte mit dem Hinweis auf 

die Souveränität des Landes abge-

schlagen. Die Intervention „Operati-

on Helpem Fren“ im Juli 2003 kommt 

für die Bevölkerung der Salomonen 

eigentlich um Jahre zu spät. Australien 

hat durch seine Forderungen nach Pri-

vatisierung und Deregulierung, durch 

das Einfrieren von Entwicklungshil-

fezahlungen und durch mangelnde 

politische Unterstützung den Prozess 

des staatlichen Scheiterns auf den Sa-

lomoneninseln nicht bloß zugelassen, 

sondern in den letzten Jahren auch 

noch vorangetrieben.

Im Frühsommer 2003 kam es jedoch 

zu einer Wende in der australischen 

Pazifik-Politik. Plötzlich sorgte sich 

Australiens Premierminister HOWARD 

darum, dass internationale Terroristen 

das Chaos und die Unruhe auf den Sa-

lomonen ausnutzen und sich auf den 

Inseln festsetzen könnten9, und eine 

Intervention schien fortan möglich. 

GEORGE BUSH’s weltweiter Krieg 

gegen den Terrorismus stellte alles 

bereit, was es brauchte für HOWARD‘s 

Rhetorik, um die Intervention vor 

australischen Wählern und in der 

Welt zu rechtfertigen, und außerdem: 

„Australia .... recently adopted a more 

vigorous strategy to keep its backyard 

in order, perhaps encouraged by the 

success of its support to the US-led 

war in Iraq.“10 Aus einer Bande von 

Kriminellen wurde nun postwendend 

das Gespenst einer größeren, weiter-

reichenden Bedrohung für „unsere 

Region“ – gemeint ist Australien 

einschließlich der Inselstaaten des 

Südpazifiks11 – und die Intervention 

wurde eine präventive Aktion, eine 

Schutzmaßnahme für den Hinterhof 

Australiens.

Hinzu kommt, dass sich Australien 

nach den Bombenattentaten auf Bali 

sofort akut bedroht wähnte und ins-

besondere die melanesischen Inseln 

des Südpazifiks somit strategisch an 

Bedeutung für Australiens Sicherheit 

gewannen.

Nach Aussagen von MATTHEW WALE 

(vom Solomon Islands Civil Society 

Network) könnte die Wahl des Zeit-

punkts der australisch geführten Inter-

vention auch mit den bereits fortge-

schrittenen Verhandlungen zwischen 

Indonesien und den Salomonen über 

eine Intervention zusammenhängen.12 

Eine mögliche indonesische Inter-

vention hätte einen eklatanten Kon-

trollverlust in Australiens Hinterhof 

bedeutet.

Und auf den Salomonen sah Regie-

rungschef ALLAN KAMAKEZA eine 

militärische Intervention Australiens 

zunehmend als seine einzige Chance, 

an der Macht zu bleiben, während 

die Opposition dies als Chance sah, 

KAMAKEZA loszuwerden. 

Intervention u. ihre Legitimation

JOHN HOWARD begründet die Inter-

vention wie folgt: „Wenn wir nichts 

tun und die Salomonen tiefer in die 

Anarchie hineinschlittern, wird das 

Land zur Anlaufstelle für Schurken 

und Bösewichte - seien sie nun in 

Terrorismus, Drogenhandel, Geldwä-

sche oder etwas anderes involviert. 

Dann werden wir zu Recht verdammt, 

nicht nur von den Australiern, sondern 

auch von den anderen Ländern der 

Erde. Dies ist unser Revier und wir 

haben eine besondere Verantwortung 

hier ....“. HOWARD geht sogar soweit, 

anzunehmen, die Salomonen könn-

ten ein Nest für den internationalen 

Terrorismus werden.13 Da Australien 

den Südpazifik als seinen Hinterhof 

ansieht, gilt es einen Ruf zu verlieren, 

wenn ausgerechnet dort ein „failing 

state“ angesiedelt wäre, wie ein Zitat 

des Australian Strategic Policy Insitu-

tes (ASPI) zeigt: „Australia’s standing 

in the wider world – including with 

the United States – is therefore at 
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stake.“14

Australiens Außenminister ALEXAN-

DER DOWNER hingegen spricht auch 

wirtschaftliche Beweggründe für die 

Intervention offen an: „Der Zusam-

menbruch der Salomonen entzieht 

Australien Geschäfts- und Investi-

onsmöglichkeiten, die, obgleich nicht 

riesig, so doch potentiell von Be-

deutung sind.“15 Neben Gold gibt es 

reiche Vorkommen an Blei, Nickel, 

Zink, Bauxit und Phosphaten; Holz 

und Fisch sind attraktiv für große Kon-

zerne. Die Palmöl-Produktion ist fast 

ganz in britisch-australischer Hand. 

Die Salomonen sollen also erneut 

sicherer gemacht werden für austra-

lische und andere Investoren, damit 

diese weiterhin die Ressourcen der 

Inseln nutzen können. Der Verdacht 

liegt nahe, dass die Rettung der Salo-

moninseln lediglich ein Vorwand ist, 

um die bislang indirekte Einflußnahme 

auf die Regierung in eine direkte zu 

verwandeln, indem Australien sich 

de facto stärkere Kontrolle über Wirt-

schaft, Finanzen und Sicherheitskräfte 

der Inseln sichert. 

Der Druck auf weitere Privatisierung 

des öffentlichen Sektors und das Pro-

gramm der Stimulierung von privaten 

Unternehmen zeigt an, dass praktisch 

da weitergemacht wird, wo der Kon-

flikt angefangen hat: Bei einer unglei-

chen Abhängigkeitsbeziehung die Eli-

ten fördert und die Bedürfnisse der in 

Armut Lebenden hinten anstellt.

Laut Aid Watch funktioniert australi-

sche Entwicklungshilfe wie ein Boo-

merang. Circa 70 % der Hilfe sind 

an Aufträge an australische Firmen 

gebunden, so dass dieses Geld nach 

Australien zurückfließt. Dadurch 

wird aus Hilfe eine elaborierte Form 

von kooperierender Wohlfahrt. Ein 

Bericht des ASPI betont dies ganz 

deutlich, wenn es dort heißt: „ .... our 

policy towards Solomon Islands must 

be designed with the aim of serving 

our national interest.“16

Einerseits ist die Intervention - jetzt 

umgewandelt in eine Regional Assi-

stance Mission to the Solomon Islands  

(RAMSI) - bislang ein Erfolg: Etwa 

3.700 Waffen wurden eingesammelt.17  

HAROLD KEKE und andere Milizen-

führer sind verhaftet und die Bottle 

Shops (Alkohol-Verkaufsläden) sind 

geschlossen. Die Intervention wurde 

mehrheitlich von der Bevölkerung auf 

den Salomonen unterstützt18 und schon 

bald - so heißt es - sollen die Truppen 

um 1.400 Mann reduziert werden.

Andererseits verbünden sich die 

Interventionskräfte mit denjenigen, 

die sie eigentlich bekämpfen sollten: 

Mit korrupten lokalen Staatsmännern 

und Polizisten, die mitverantwortlich 

sind, dass die Salomonen überhaupt 

erst zu einem  „failing state“ wurden. 

Sobald Kombatanten ihre Waffen ab-

geben, gewährt die Besatzungsmacht 

Amnestie (die inzwischen Vierte) für 

illegalen Waffenbesitz - was für den 

nötigen Friedens- und Versöhnungs-

prozess nicht unproblematisch ist, 

da sie die Opfer ausläßt und an den 

traditionellen Friedens- und Versöh-

nungsinstitutionen vorbei agiert. Um 

dem entgegenzuwirken, hat sich eine 

Wahrheits- und Versöhnungskommis-

sion (Truth- and Reconciliation Com-

mission) gegründet, die vor allem in 

den Dörfern tätig sein will. Ob und 

wann diese Kommission ihre Arbeit 

aufnehmen kann und wird, entscheidet 

das Parlament - angeblich bereits in 

seiner kommenden Sitzung noch wäh-

rend des Novembers.19  Offen bleibt 

jedoch auch die Reintegration von 

Ex-Kombatanten in das zivile Leben 

und alles, was über die Restaurierung 

der Polizeigewalt hinausgeht. Ob 

durch diese wenigen Maßnahmen ein 

länger anhaltender sozialer Friede und 

eine nachhaltige Demokratisierung er-

reicht werden können, bleibt bei den 

gegebenen Verhältnissen fraglich.

Lilisiana village
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„Neue“ australische Pazifi k-Politik

Es scheint so zu sein, dass sich am 

Kern der australischen Entwicklungs-

politik, die dem auf lokale Eliten set-

zenden Brückenkopf-Modell folgt und 

dem Markt verpflichtet ist, nicht viel 

geändert hat. Sie tut wenig, um z.B. 

das Alltagsleben der Inselbewohner zu 

verbessern und lässt die komplizier-

ten reziproken Verpflichtungen aus 

vorhandenen Clan-Strukturen außer 

acht. Landfragen, die fundamental 

sind für viele Konflikte bleiben unge-

löst. Neu an der Politik Australiens ist 

hingegen das aktive Eingreifen in die 

Belange der pazifischen Inselstaaten 

im Namen des Kampfes gegen den 

Terror, ein Balance-Akt zwischen 

Hilfe und Neo-Kolonialimus.

Neu ist auch der Vorschlag, eine 

Pazifische Gemeinschaft - ähnlich 

der EU - zu gründen: Mit gemein-

samer Währung, gemeinsamem 

Arbeitsmarkt, gemeinsamem Abbau 

von Bodenschätzen, gemeinsamen 

Flug- und Schifffahrtslinien sowie 

gemeinsamen Sicherheitskooperatio-

nen. Kein schlechter Gedanke. Der 

Haken: Die gemeinsame Währung ist 

die australische, der Arbeitsmarkt hat 

seine Basis in Australien und Austra-

lien wird zum langfristigen Wächter 

für die Pazifische Region. Das sieht 

nun doch stark nach einer „Australi-

sierung“ der Inselwelt aus.

Um seine Ideen noch besser durchset-

zen zu können, hat Australien seinen 

Kandidaten GREG URWIN bereits in 

die Schlüsselstelle des Generalsekre-

tärs im Pacific Island Forum gehievt, 

gegen den Wunsch vieler Inselstaaten, 

da die Stelle eigentlich traditionell 

von einem Pacific Islander ausgefüllt 

wird. Der Einfluss Australiens auf das 

Forum scheint aber auch ohne diese 

Position schon erheblich gewesen zu 

sein und sich nun auch deutlich nach 

außen zu manifestieren.20

Die Inseln des Südpazifiks sind bis 

heute noch nicht einmal vollständig 

entkolonisiert. Frankreich ist immer 

noch Kolonialmacht im Südpazifik: 

Da droht den Pazifikinseln schon eine 

neue Art von Fremdherrschaft: Eine 

(dem internationalen Terrorismus) 

vorbeugende Re-Kolonisierung.21 

Es kann nicht wundern: Nicht alle 

von den 16 Forum-Staaten begrüßen 

diese Entwicklung, sie fürchten eine 

Einschränkung und einen Verlust an 

Souveränität.

Ob „aktives Eingreifen“ für eine effek-

tivere Entwicklung, für die Stärkung 

von „Good Governance“ und gegen 

Korruption auf den Inselstaaten er-

folgreich sein kann, muss sich noch 

zeigen. Ob dies die einzigen bzw. 

eigentlichen Ziele dieses Vorgehens 

sind auch. Sicherlich ist es notwendig, 

mehr Demokratie und weniger Kor-

ruption auf den Inseln sicherzustellen, 

ob jedoch ein Ausbau an Patronisie-

rung der richtige Weg dazu sein kann, 

muss dahingestellt bleiben.

Die Intervention auf den Salomonen 

erscheint, so gesehen, bloß als Anfang 

eines erweiterten und aggressiveren 

politischen Paradigmas Australiens 

– aber: „As a general rule, oppressors 

can’t be liberators, and while the sket-

chy reports from the Solomons suggest 

that „Helpem Fren“ has met with local 

acceptance so far, the historical record 

on imperialist help and friendship, in 

the Pacific and everywhere else, 

is hardly encouraging.“22 Um den 

Salomonen zu einem freiheitlichen 

demokratischen Staat zu verhelfen, 

braucht es mehr als eine militärische 

Lösung. 
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